
Nochmals: Zum Eigentumserwerb durch Kauf 
mit ungedecktem Scheck
Nach den Ausführungen O e t z -  
m a n n s zum Eigentumserwerb 
durch Kauf mit ungedecktem Scheck 
(NJ 1972 S. 236 f.) räumt das sozia­
listische Recht einem Rechtsverletzer 
das Eigentumsrecht an Sachen ein, 
deren Besitz er durch strafbare 
Handlung erlangt hat. Dieser Auf­
fassung muß widersprochen werden. 
Beim Betrug spielt zwar u. U. die 
Besonderheit eine Rolle, daß ein 
sonst rechtswirksam abgeschlossener 
und erfüllter Kaufvertrag die kon­
krete Begehungsweise des Betrugs 
sein kann. Ausgehend von der Ein­
heitlichkeit des sozialistischen Rechts, 
kann aber eine tatsächlich einheit­
liche Handlung (Betrug durch Kauf) 
hinsichtlich ihrer Moral- und Sitten­
widrigkeit im Zivilrecht und der Ge­
sellschaftswidrigkeit im Strafrecht 
nicht unterschiedlich oder gar gegen­
sätzlich beurteilt werden.
Die durch eine Täuschungshandlung 
(Entrichtung des Kaufpreises mit un­
gedecktem Scheck) veranlaßte Ver­
mögensverfügung besteht im Ab­
schluß und in der Erfüllung des 
Kaufvertrags durch den Verkäufer. 
Diese Vermögensverfügung kann we­
der Vermögens- oder wertmäßig 
noch hinsichtlich der übergebenen 
Sache als rechtswirksam sanktioniert 
werden, auch nicht vorläufig und an­
fechtbar.
Die Ansichten Oetzmanns basieren 
auf der traditionellen und vom gel­
tenden Zivilrecht noch nicht über­
wundenen Trennung zwischen 
schuldrechtlichen und sachenrecht­
lichen Beziehungen beim Kauf. Da­
nach läge der Betrug allein in der 
Sphäre des schuldrechtlichen Ver­
trags, während die sachenrechtliche 
Eigentumsübertragung davon unbe­
rührt bliebe. Eine solche Trennung 
widerspricht unserer gesellschaft­
lichen Praxis. In der Regel bilden 
beim Kauf die Einigung, die Entrich­
tung des Kaufpreises und die Über­
tragung des Eigentumsrechts (meist 
sogar in dieser zeitlichen Reihen­
folge) eine Einheit. Die Entrichtung 
des Kaufpreises ist für den Käufer, 
aber auch für den Verkäufer, bei den 
im täglichen Leben vorgenommenen 
Kaufgeschäften schon selbstverständ­
liche Bedingung für den Eigentums­
übergang geworden. Das äußert sich 
beispielsweise deutlich beim Selbst­
bedienungskauf. Hier wird der Käu­
fer erst mit der Entrichtung des 
Kaufpreises an der Kasse Eigentü­
mer der gekauften Sachen. Abgese­
hen von besonderen Vereinbarungen 
verschafft also der Verkäufer dem 
Käufer das Eigentum an der Sache 
nicht, wenn nicht gleichzeitig der 
Kaufpreis entrichtet wird.
Davon ausgehend, ist in dem hier 
zur Diskussion stehenden Fall nach 
den §§ 134, 138 und 139 BGB der ge­
samte Kaufvertrag einschließlich der 
Eigentumsübertragung als nichtig zu 
betrachten. Die Folge davon ist, daß 
der Betrüger an der Sache kein 
Eigentumsrecht erworben hat. Sie ist

nach wie vor Eigentum des Verkäu­
fers. Dieser kann deshalb die Her­
ausgabe der Sache vom unrechtmäßi­
gen Besitzer verlangen und er kann 
sie auch nach Belieben verkaufen. Er 
kann vom Betrüger daneben Scha­
denersatz aus unerlaubter Handlung 
in Höhe der Preisdifferenz verlan­
gen, wenn er die Sache nur zu her­
abgesetztem Preis als Gebrauchtware 
verkaufen konnte.
Der Schutz des sozialistischen Eigen­
tums und die allseitige Durchsetzung 
der Grundsätze der sozialistischen 
Moral sind wichtige Aufgaben der 
gesamten sozialistischen Rechtsord-
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In der gerichtlichen Praxis kommt es 
vor, daß die schriftlich abgefaßten 
Urteile in Ehesachen den Parteien 
erst Tage und mitunter Wochen nach 
der mündlichen Verkündung zuge­
stellt werden. Haben die Parteien 
nach der Urteilsverkündung, aber vor 
der Zustellung schriftlich Rechtsmit­
telverzicht erklärt, dann ist auf dem 
zugestellten Urteil vermerkt, daß es 
inzwischen rechtskräftig geworden 
ist. In solchen Fällen kann es Vor­
kommen, daß Parteien vortragen, ihr 
Rechtsmittelverzicht sei unüberlegt, 
vielleicht sogar auf Drängen der an­
deren Partei erfolgt, und wenn sie 
in Ruhe hätten durchdenken kön­
nen, was im schriftlichen Urteil steht, 
hätten sie nicht auf das Rechtsmittel 
verzichtet. Es entsteht die Frage, ob 
in Eheverfahren ein zwischen Ver­
kündung und Zustellung erklärter 
Rechtsmittelverzicht wirksam ist. 
Nach § 514 ZPO, der auch für Ehe­
verfahren gilt (§ 1 FVerfO), ist ein 
Rechtsmittelverzicht nur wirksam, 
wenn er nach „Erlassung“ des Ur­
teils erklärt wurde. Im Zivilprozeß 
ist „Erlassung“ identisch mit „Ver­
kündung“ des Urteils, denn die ZPO 
geht davon aus, daß die Zustellung 
von Urteilen Sache der Parteien ist 
(§317). Konsequenterweise kann 
nach § 516 ZPO ein Urteil auch ohne 
Zustellung rechtskräftig werden, 
nämlich nach Ablauf von sechs Mo­
naten seit der Verkündung, da gemäß 
§§ 310 ff. ZPO das erstinstanzliche 
Verfahren im Zivilprozeß mit der 
Verkündung des Urteils für das Ge­
richt abgeschlossen ist. Deshalb ist 
nach § 514 ZPO ein nach Erlassung 
des Urteils (im Sinne von Verkün­
dung) erklärter Rechtsmittelverzicht 
wirksam.
Anders ist die Situation jedoch in 
Ehesachen. Nach § 21 Abs. 3 FVerfO 
ist das erstinstanzliche Verfahren in 
Ehesachen nicht mit der Verkündung 
des Urteils, sondern erst mit seiner 
Zustellung von Amts wegen abge­
schlossen. Das Urteil kann somit 
ohne Zustellung oder vor der Zu­
stellung nicht rechtskräftig werden 
(§ 22 Abs. 1 FVerfO). Der Abschnitt

nung. Auch die weitere Entwicklung 
und Durchsetzung der erzieherischen 
Funktion des sozialistischen Zivil­
rechts ist auf die Durchsetzung der 
sozialistischen Moral gerichtet. Dazu 
gehört, daß sich niemand auf Kosten 
der Gesellschaft oder anderer Bür­
ger ungerechtfertigt Vermögensvor­
teile verschaffen darf und daß an un­
rechtmäßig erlangten Sachen kein 
Eigentumsrecht erworben werden 
kann. Im künftigen Zivilrecht sollen 
die aus den Anschauungen der Ar­
beiterklasse resultierenden Moral­
vorstellungen zu bestimmenden 
Rechtsgrundsätzen erhoben werden. 
Dieser Aufgabe hat aber auch bereits 
das geltende Zivilrecht zu dienen.
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zwischen Verkündung und Zustel­
lung des Urteils ist im Eheverfahren 
noch „laufendes Verfahren“. Folglich 
gestattet es der Sinn des § 514 ZPO 
nicht, den dort verwendeten Begriff 
„Erlassung“ mit „Verkündung“ i. S. 
von § 21 FVerfO gleichzusetzen. Da 
der Abschluß des Verfahrens im Zi­
vil- und im Eheprozeß unterschied­
lich ist und nach § 514 ZPO ein 
Rechtsmittelverzicht nicht wirksam 
vor A b s c h l u ß  des Verfahrens er­
klärt werden kann, muß auch der 
Zeitpunkt, zu dem eine wirksame Er­
klärung abgegeben werden kann, 
verschieden sein. Deshalb ist „Er­
lassung des Urteils“ im Eheverfah­
ren anders auszulegen als im Zivil­
prozeß, nämlich als Zustellung des 
Urteils von Amts wegen und nicht 
als Verkündung.
Die Bestimmungen der §§ 21, 22
FVerfO haben eine Schutzfunktion. 
Sie sollen sichern, daß sich die Par­
teien anhand des schriftlich abgefaß­
ten und mit einer schriftlichen 
Rechtsmittelbelehrung versehenen 
Urteils in Ruhe und gründlich über­
legen, ob sie Berufung einlegen wol­
len oder nicht. Damit soll ausge­
schlossen werden, daß von ihnen vor 
eingehender Prüfung des Urteils 
leichtfertig unwiderrufliche Entschei­
dungen getroffen werden, die ihr ge­
samtes Leben betreffen. Ein Rechts­
mittelverzicht, der im Eheverfahren 
vor der Zustellung des Urteils er­
klärt wird, ist somit ohne rechtliche 
Wirkung, er bewirkt nicht die vor­
zeitige Rechtskraft des erstinstanz­
lichen Urteils.
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Dem Anliegen von K r o n e  ist da­
hin zuzustimmen, daß Bürger vor 
unüberlegten Entscheidungen dar­
über, ob sie ein Rechtsmittel gegen 
ein Ehescheidungsurteil einlegen 
wollen oder nicht, bewahrt werden 
müssen. Das gilt nicht nur für Ehe­
sachen; auch in allen anderen Fami­
liensachen sowie in Zivil- und Ar­
beitsrechtssachen ist es ebenso wie

Rechtsmittelverzicht im Eheverfahren
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